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4. A b s c h n i t t  

Einfuhrvertrag

§22

Angebot und Annahme

(1) Die Fristen für die Abgabe und Annahme von Be­
stellungen sind in Koordinierungsvereinbarungen fest­
zulegen oder zwischen den Partnern zu vereinbaren. 
Dies gilt insbesondere für die Einfuhr von Anlagen. 
Wurden keine Vereinbarungen getroffen, so gelten 
die folgenden Vorschriften.

(2) Das Außenhandelsunternehmen ist verpflichtet, 
die Bestellung für die Einfuhr, die das planmäßig vor­
gesehene Wirtschaftsgebiet berücksichtigen soll, unver­
züglich, spätestens innerhalb von 4 Wochen, anzu­
nehmen oder ein Gegenangebot zu unterbreiten oder 
eine begründete Ablehnung zu erklären.

(3) Wird das Angebot durch das Außenhandelsunter­
nehmen abgegeben, so gilt Abs. 2 für den Besteller 
entsprechend.

§23

Auslandsseitige Sicherung des Einfuhrvertrages

(1) Ein von den Bedingungen des Einfuhrvertrages 
oder der Bestellung abweichender Vertrag mit dem 
ausländischen Partner bedarf der vorherigen Zustim­
mung des Bestellers.

(2) Zwischen den Partnern ist zu vereinbaren, inner­
halb welcher Frist sich der Besteller auf das abwei­
chende Angebot des Außenhandelsunternehmens zu 
erklären hat. Ist keine Vereinbarung getroffen, so hat 
sich der Besteller innerhalb dreier Wochen zu erklä­
ren.

(3) Sind die Bedingungen des Einfuhrvertrages im 
Ausland nicht durchsetzbar und kommt es zu keiner 
Einigung zwischen den Partnern, so haben sie in volks­
wirtschaftlich bedeutsamen Fällen eine Entscheidung 
der übergeordneten oder wirtschaftsleitenden Organe 
herbeizuführen.

(4) - Nach Abschluß des Importvertrages hat das 
Außenhandelsunternehmen dem Besteller unverzüg­
lich einen Auszug des Importvertrages zu übersenden. 
Der Vertragsauszug hat Angaben über das Erzeugnis, 
Menge, Qualität, Garantiebedingungen, Leistungster­
min, Nummer des Einfuhrvertrages sowie den Ort des 
Grenzüberganges zu enthalten.

§24

Änderung und Aufhebung von Einfuhrverträgen

(1) Fordert der Besteller wegen Veränderung des Be­
darfs eine Änderung oder Aufhebung des Einfuhrver­
trages, so ist das Außenhandelsunternehmen zur Ände­
rung oder Aufhebung verpflichtet, wenn eine feste aus­
landsseitige Bindung noch nicht vorliegt.

(2) Liegt eine feste auslandsseitige Bindung vor, so 
hat das Außenhandelsunternehmen die Änderung oder

Aufhebung der auslandsseitigen Bindung anzustreben. 
Stimmt der ausländische Partner nicht zu, so kann das 
Außenhandelsunternehmen die Änderung oder Auf­
hebung verweigern. Das Außenhandelsunternehmen 
hat nachzuweisen, daß trotz Bemühungen die Zustim­
mung des ausländischen Partners nicht zu erreichen 
war. Das gleiche gilt für die Vertragsbeziehungen bis 
zum Endabnehmer, soweit dem Besteller keine Lager­
haltung obliegt.

§25

Qualitätsvereinbarungen

(1) Grundlage für die Qualitätsvereinbarung irn 
Einfuhrvertrag ist der Bedarf des Bestellers. Die Quali­
tätsvereinbarung muß konkrete Festlegungen wie tech­
nische Kennziffern, Qualitätsmerkmale, Verpackungs­
und Aufmachungsform und erzeugnisspeziflsche Beson­
derheiten enthalten, die dem Besteller eine qualitäts­
gerechte Verarbeitung und Anwendung gewährleisten.

(2) Das Außenhandelsunternehmen ist auf Verlan­
gen des Bestellers, insbesondere bei Erstimporten, ver­
pflichtet, diesem in geeigneter Weise vor Abschluß des 
Einfuhr- und Importvertrages Feststellungen über die 
Qualität der einzuführenden Erzeugnisse zu ermög­
lichen.

(3) Der Qualitätsvereinbarung sind die vereinheit­
lichten Standards der Mitgliedsstaaten des RGW oder, 
wenn solche nicht bestehen, die DDR-Standards 
oder entsprechende Gütevorschriften zugrunde zu 
legen. Stimmt ein DDR-Standard'mit einer Norm des. 
Lieferlandes überein, so kann der Einfuhrvertrag so­
wohl auf der Grundlage des inländischen Standards 
als auch der ausländischen Norm abgeschlossen werden.

(4) Besteht zwischen dem DDR-Standard und der 
Norm des Lieferlandes keine Übereinstimmung und ist 
ein Import nur nach der Norm des Lieferlandes mög­
lich, insbesondere bei Massengütern oder Serienerzeug­
nissen, so kann der Einfuhrvertrag nur dann auf der 
Grundlage der ausländischen Norm abgeschlossen wer­
den, wenn hierzu die Zustimmung des Bestellers vor­
liegt und die ausländische Norm die für die Verwend­
barkeit erforderlichen Gütewerte und Bedingungen ent­
hält oder beim Fehlen der entsprechenden Qualitäts­
merkmale in der ausländischen Norm diese im Ein­
fuhrvertrag besonders vereinbart werden. Die Spezifi­
zierung nach den Normen des Lieferlandes soll der Be­
steller vornehmen. Entsprechendes gilt für die Prüf-, 
Sicherheits- und Arbeitsschutzvorschriften der Liefer­
länder.

(5) Sind die für die Verwendbarkeit erforderlichen 
Gütewerte im Lieferland nicht durchsetzbar, und 
kommt es zu keiner Einigung über die Qualität, so 
haben die Partner gegebenenfalls unter Einschaltung 
der übergeordneten Organe eine Entscheidung darüber 
herbeizuführen, ob oder mit welcher Qualität importiert 
wird.

(6) Auf Verlangen des Bestellers ist das Außenhan­
delsunternehmen verpflichtet, die der Qua litätsVerein­
barung zugrunde gelegten Normen und Vorschriften 
der Lieferländer bekanntzugeben.


